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dem Vormarsch seien dort, so berich­

tet Xinhua, vielmehr Scheidungen we­

gen Untreue. Insgesamt sei die Schei­

dungsrate in Shanghai von 0,027% in 

den späten 70er Jahren auf 0,486% 

in 2001 gestiegen. Sie sei damit 2,5- 

mal höher als der Landesdurchschnitt. 

Über 40% der Scheidungen seien mit 

der Untreue des Ehepartners begrün­

det. Shanghai, so sagen Eheberater, 

sei in Fragen von Sex und Ehe eine 

konservative Stadt; nur 5% der Be­

wohner würden Umfragen nach den 

außerehelichen Sex billigen, 75% seien 

strikt dagegen, -gs-

Außenwirtschaft

24 China vereinbart Zeitplan 

für Freihandelszone mit der 

ASEAN

Beim Wettlauf um eine Freihandelszo­

ne mit der Gemeinschaft Südostasia­

tischer Staaten (ASEAN) ist China 

Mitbewerbern wie Japan und den 

USA einen Schritt voraus, seit am 4. 

November 2002 beim 8. ASEAN-Gip­

fel in Phnom Penh das „Framework 

Agreement on Comprehensive Eco- 

nomic Co-operation between the As­

sociation of South East Asian Nations 

and the People’s Republic of China“ 

unterzeichnet wurde (Volltext in eng­

lischer Sprache auf der Homepage des 

Sekretariats, http://www.asean.or. 

id/13196.htm). Eine aus der ASEAN 

und China bestehende Freihandelszo­

ne wäre mit einer Bevölkerung von 

1,7 Mrd. Menschen die weltweit größ­

te. Erste konkrete Verhandlungen 

über Zollsenkungen und nichttarifäre 

Handelshemmnisse beim Güterhandel 

„sollen Anfang 2003 beginnen und bis 

zum 30. Juni 2004 abgeschlossen sein, 

um eine ASEAN-China Freihandels­

zone zu errichten, die ab 2010 den 

Güterhandel von Brunei, China, In­

donesien, Malaysia, den Philippinen, 

Singapur und Thailand, und ab 2015 

den der neueren ASEAN-Mitglieder 

umfasst“ (Art. 8). Für den Dienst­

leistungshandel wurde lediglich der 

Beginn von Verhandlungen im kom­

menden Jahr vereinbart.

Der Verhandlungsprozess ist in ver­

schiedene Ebenen aufgegliedert, an­

gefangen mit dem „Early Harvest“- 

Programm, das in bereits festgeleg­

ten Schritten die Abschaffung der Zöl­

le auf die meisten Agrarprodukte mit 

Ausnahme von Reis und Palmöl vom 

1. Januar 2004 bis zum 1. Januar 

2006 vorsieht. Für alle anderen Pro­

dukte, die unter den „Normal Track“ 

fallen, muss die Reduzierung von Han­

delshemmnissen noch vereinbart wer­

den. Die Implementierung des „Nor­

mal Track“ beginnt am 1. Januar 

2005 und endet für die oben erwähn­

ten ASEAN-6-im Jahr 2010. Andere 

ASEAN-Mitglieder haben fünf Jahre 

länger Zeit für die Umsetzung der zu 

vereinbarenden Maßnahmen. Schließ­

lich gibt es den „Sensitive Track“, der 

es Staaten ermöglicht, für einzelne 

Produkte besondere Fristen auszuhan­

deln. Die Anzahl der Ausnahmen soll 

dabei begrenzt bleiben.

In einem Beitrag für das Asian Wall 

Street Journal schrieb ASEAN-Gene­

ralsekretär Rodolfo Severino, entgegen 

der allgemeinen Erwartung habe sei­

ne Organisation sich trotz der Kon­

kurrenz mit China um Exportmärk­

te und ausländische Direktinvestitio­

nen nicht für eine defensive Strate­

gie entschieden, sondern die Einbin­

dung und gegenseitige Marktöffnung 

gewählt. (AWSJ, 6.11.02) Eine Stu­

die des ASEAN-Sekretariats erwartet 

aufgrund der Freihandelszone mit der 

Volksrepublik einen Anstieg der Ex­

porte nach China um 48% und eine 

Zunahme der Einfuhren in die süd­

ostasiatische Gemeinschaft um 55%. 

Es wäre eine Wachstum von niedri­

gem Niveau aus, denn bislang gehen 

lediglich 3% der ASEAN-Gesamtex­

porte nach China und nur 5% der Ge­

samtimporte stammen aus der Volks­

republik. Im Jahr 2001 hatte der ge­

samte Handel zwischen China und der 

ASEAN einen Wert von 41,62 Mrd. 

US$. (FT, 5.11.02; XNA, 12.11.02) 

Der Handel Chinas mit Südostasien ist 

viel weniger entwickelt als der Chinas 

mit dem Rest Ostasiens; allein der 

Handel mit Taiwan erreichte im ver­

gangenen Jahr ein Volumen von 30 

Mrd. US$. Für Südostasien bleiben 

die Vereinigten Staaten ein wichtige­

rer Wirtschaftspartner als China. Der 

Wert des US-ASEAN-Handels betrug 

fast 120 Mrd. US$ und die Gemein­

schaft liefert 20% ihrer Exporte in die 

USA. (IHT, 4.11.02)

Bei der Ausgestaltung der geplanten 

Freihandelszone mit China könnte es 

größere Schwierigkeiten geben. Auch 

ein Scheitern ist angesichts erhebli­

cher Bedenken in einigen südostasia­

tischen Staaten nicht ausgeschlossen. 

(FT, 5.11.02) Der frühere philippi­

nische Finanzminister Jesus Estanis­

lao hatte im Vorfeld des Gipfels von 

Phnom Penh gesagt, ein Rahmenab­

kommen werde wenig mehr sein als 

ein „agreement to continue to agree“. 

Ein Steckenbleiben des Prozesses „so­

bald die wirklichen Verhandlungen be­

ginnen“ hatte der indonesische Öko­

nom Hadi Soeastro vorhergesagt. Tat­

sächlich hatte sich die Vorbereitung 

des Rahmenabkommens bei fünf Tref­

fen eines gemeinsamen „Trade Nego- 

tiating Committee“ in diesem Jahr 

schwierig gestaltet. Uneinigkeit hat­

te über den Beginn der zehnjährigen 

Phase zur Errichtung einer Freihan­

delszone geherrscht, ebenso über die 

Elemente des „Early Harvest“. China 

war nicht zu einseitigen Zugeständ­

nissen bereit und beschränkte darü­

ber hinaus das „Early Harvest“-Pro- 

gramm auf den Güterhandel, wäh­

rend die südostasiatischen Staaten 

vor allem über nichttarifäre Barrieren 

im chinesischen Markt besorgt sind. 

Zugeständnisse Chinas im Agrarbe­

reich seien eher eine Geste des gu­

ten Willens, denn mit Reis und Palm­

öl bleiben Güter ausgeschlossen, die 

für ASEAN-Staaten von großer Be­

deutung sind. (FEER, 31.10.02) Nach 

Schätzungen von Beobachtern betrifft 

der erste, schnelle Abbauschritt mit 

der Zollsenkung bei 600 landwirt­

schaftlichen Produkten ein Handelsvo­

lumen von gerade einmal 860.000 US$. 

(FAZ, 5.11.02) China könnte durch 

die Agrarvorschläge beabsichtigt ha­

ben, entgegenkommender zu wirken 

als Südkorea und Japan, die eben­

falls an einer Freihandelszone mit der 

ASEAN interessiert sind. Japan ver­

einbarte auf dem Gipfel in Phnom 

Penh eine engere Wirtschaftskoopera­

tion mit der ASEAN. (HB, 6.11.02) 

Auch die USA wollen mit der ASEAN 

und mit einzelnen Mitgliedsstaaten 

Verhandlungen über bilaterale und re­

gionale Freihandelsabkommen führen, 

sagte US-Präsident George Bush Ende 

Oktober. (IHT, 4.11.02)

http://www.asean.or
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Rivalitäten belasten Wettbe­

werbsfähigkeit SÜDOSTASIENS GE­

GENÜBER DEM GROSSEN NACHBARN 

Angesichts der Vielzahl von Gesprä­

chen und Initiativen für Freihandels­

abkommen mit der ASEAN stimmt 

nachdenklich, dass der Zollabbau in­

nerhalb der Gemeinschaft nur schlep­

pend vorankommt. Am 1. Januar 2003 

soll die Asean Free Trade Association 

(AFTA) in Kraft treten und die Zöl­

le auf 0 bis 5% sinken. Doch bleiben 

wichtige Güter wie Automobile aus­

geklammert. Der scheidende General­

sekretär Severino kritisierte zum En­

de seiner fünfjährigen Amtszeit die 

Schwäche seiner Organisation, die es 

nicht geschafft habe, die politischen 

und wirtschaftlichen Herausforderun­

gen anzunehmen. (FAZ, 9.11.02) Der 

Volkswirt Song Seng Wun von GK 

Goh Research in Singapur sagte, ob­

wohl es Druck auf die ASEAN ge­

be, sich stärker zusammenzuschließen, 

werde die Organisation hinter den 

Erwartungen Zurückbleiben. Altherge­

brachte Rivalitäten und der Schutz be­

stimmter nationaler Industrien wür­

den nur schwer zu überwinden sein. 

(AWSJ, 5.11.02) Hadi Soeastro, der 

bereits zitierte Volkswirt, hält der 

AFTA zugute, einen Bewusstseins­

wandel bewirkt zu haben. Studien 

zeigten, dass nur ein kleiner Teil des 

internen Handels von AFTA-Privilegi- 

en profitiere und die Region bei wei­

tem nicht vereinheitlicht sei. (AWSJ, 

28.10.02)

Wenn die Wirtschaftsintegration 

stockt, sinkt die Attraktivität Süd- 

ostasiens für ausländische Direktin­

vestitionen weiter. „Ausländische Un­

ternehmen produzieren in China an­

statt im übrigen Asien“, sagt Nicholas 

Lardy von der US-Denkfabrik Brook- 

ings. Südostasiatische Regierungen 

sollten ihre Wirtschaftsreformen be­

schleunigen. (AWSJ, 17.10.02) „China 

ist ein Elefant. Es kann machen, was 

es will“, formulierte Fariborz Ghadar 

von der Penn State University, „aber 

Elefanten können nicht alles wirklich 

gut machen.“ Die kleineren Nachbarn 

müssten Nischen finden, um ihre Vor­

teile auszuspielen. (AWSJ, 21.10.02) 

-bö-

25 MOFTEC-Minister sieht 

Chance für Wandel von 

Handelsnation zu Handels­

macht

In mehreren Reden im Vorfeld des 

XVI. Parteitags hat die Führung 

des Ministeriums für Außenhandel 

und wirtschaftliche Zusammenarbeit 

(MOFTEC) die ersten neun Mona­

te der WTO-Mitgliedschaft durch­

weg positiv bewertet und Prioritä­

ten Chinas für die laufende Welthan­

delsrunde erkennen lassen. Unter Auf­

wand beträchtlicher Mittel arbeitet 

die Volksrepublik an der Ausbildung 

von Experten, um ihre Interessen in 

der Welthandelsorganisation zu ver­

treten.

Handelsminister Shi Guangsheng sag­

te, China könne den Wandel von einer 

großen Handelsnation zu einer Han­

delsmacht schaffen. Der WTO-Beitritt 

habe sich vorteilhaft auf die wirt­

schaftliche Entwicklung ausgewirkt, 

sagte Shi auf dem 4. Plenum des 

13. Zentralkomitees, das bereits am 

10. Oktober in Beijing stattfand. Ei­

ne Version von Shis Rede wurde je­

doch erst am 31. Oktober in der 

Renmin Ribao veröffentlicht. (BBC 

EF, 1.11.02) Während des Parteitags 

sprach der MOFTEC-Minister von 

einem glatt verlaufenen Beginn der 

WTO-Mitgliedschaft. China habe Zöl­

le gesenkt und 2.300 Gesetze und Vor­

schriften abgeschafft oder angepasst. 

Dann definierte Shi ein Ziel für die Au­

ßenhandelsentwicklung. Bis 2020 solle 

das Außenhandelsvolumen 2.000 Mrd. 

US$ erreichen, was dem Vierfachen 

des aktuellen Wertes entspricht. Dazu 

wäre ein jährliches Wachstum der Ein- 

und Ausfuhren um 7,2% nötig. (XNA, 

14.11.02)

Vizeminister Long Yongtu sagte auf 

einem Expertenforum, der Beitritt sei 

durch zwei Rekorde gekennzeichnet, 

da es sich bei China um das größ­

te Entwicklungsland und den größten 

potenziellen Markt handele. Long be­

tonte, China werde einen Interessen­

ausgleich zwischen entwickelten Län­

dern und Entwicklungsländern suchen 

und in der laufenden Welthandelsrun­

de gemeinsame Positionen mit Letz­

teren anstreben. Im Einzelnen werde 

China sich dem Missbrauch von An­

ti-Dumping-Maßnahmen sowie unbe­

gründet errichteten technischen Han­

delsbarrieren widersetzen. Die VRCh 

wolle die freie Beweglichkeit von Ar­

beitskräften fördern. Des Weiteren 

werde China eine Balance zwischen 

dem Schutz geistiger Eigentumsrech­

te und der Förderung von Techno­

logietransfer suchen, sagte Shi. Au­

ßerdem werde sein Land die beson­

deren, vorteilhaften Konditionen für 

Entwicklungsländer, die in den WTO- 

Vorschriften enthalten seien, effektiv 

durchsetzen. Insgesamt sei eine für In­

dustrie- und Entwicklungsländer vor­

teilhafte Situation das Ziel. (FBIS, 

17.11.02)

Dass viele WTO-Mitglieder ihre In­

teressen im Welthandelsregime nur 

unzureichend vertreten können, liegt 

nicht zuletzt an mangelnden Verhand­

lungskapazitäten. China betreibt ei­

nigen Aufwand, um eine ausreichen­

de Zahl von Diplomaten, Anwälten 

und Ökonomen mit den Regeln der 

Welthandelsorganisation vertraut zu 

machen, und nutzt dabei die Erfah­

rung von Handelsexperten wie He 

Ning. Der 47-Jährige, der sieben Jah­

re in Genf arbeitete, leitet heute 

die MOFTEC-Abteilung für WTO- 

Fragen, die hauptsächlich mit jungen 

Hochschulabgängern besetzt ist. Sei­

ne Mannschaft befinde sich im Prozess 

des Lernens und hole derzeit Sicht­

weisen und Anliegen von Unterneh­

men und Regierungsbehörden ein, um 

diese gegebenenfalls in der WTO zu 

vertreten. China möchte wichtige Ex­

portmärkte weiter öffnen, damit auch 

künftig eine positive Entwicklung der 

Ausfuhren die Kosten des WTO-Bei- 

tritts abmildern hilft. Der Diplomat 

He sagte, er sei sich nicht sicher, ob 

dies im nächsten Jahr noch der Fall 

sein werde. (AWSJ, 22.11.02)

Erstmals seit dem Beitritt hat Chi­

na im November ein Anti-Dumping- 

Verfahren angestrengt, dass sich ge­

gen Papierexporte aus den USA, Ja­

pan und Südkorea richtet. Vier chine­

sische Unternehmen hätten das Ver­

fahren angeregt, das Beijing mit einer 

Flut billiger Papierimporte begründet, 

gegen die die einheimische Industrie 

zu schützen sei. Wenn chinesische Im­

porteure künftig aus den genannten 

drei Ländern Papier einführen, das 

zum Bedrucken mittels Kupferplatten 

geeignet ist, müssen sie beim Zoll ei­

ne bestimmte Summe hinterlegen. So 

soll verhindert werden, dass die Wa­

re unterhalb des fairen Marktpreises 

verkauft wird. (AWSJ, 27.11.02) Ge­
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nau dies nachzuweisen ist eine schwie­

rige Aufgabe, für die es eine Vielzahl 

von Regelungen gibt. Anti-Dumping- 

Vorschriften gelten als extrem kom­

plex und technisch, ihre Anwendung 

erfordert den Einsatz von hochqualifi­

zierten Fachanwälten, -bö-

26 China verhängt Schutzzölle 

auf Stahlimporte

Am 19. November hat die chinesi­

sche Regierung so genannte Notzölle 

auf Stahlprodukte verlängert, die sie 

im Mai als Reaktion auf US-Stahl- 

zölle erlassen hatte. Dabei beruft sie 

sich auf den Schutz einheimischer Her­

steller vor einem sprunghaften An­

stieg der Importe. Internationale Be­

obachter bezweifelten jedoch, dass die 

Begründung einem WTO-Verfahren 

standhalten würde. Unterdessen hat 

die Volksrepublik in den ersten neun 

Monaten des Jahres 23 Mio. Tonnen 

Stahl importiert und damit die USA 

als größtes Einfuhrland abgelöst.

Die Zölle von bis zu 23% betref­

fen 9 Kategorien von Stahlproduk­

ten aus Japan, der EU, Russland, 

Südkorea und Malaysia, die zusam­

men 61% der chinesischen Einfuhren 

ausmachen. Patrick Norton von der 

Anwaltskanzlei O’Melveny & Myers 

sagte, China habe keine ausreichen­

den Beweise angeführt, dass die ein­

heimische Industrie geschädigt oder 

der Markt unter einer kurzfristigen 

Flut von Importen gelitten habe. Der 

sprunghafte Anstieg seit April sei viel­

mehr auf Chinas Ankündigung ei­

nes neuen Einfuhrregimes zurückzu­

führen. Deshalb seien die „Safeguard 

Measures“ nicht in Einklang mit ent­

sprechenden WTO-Regeln. Japan und 

Südkorea behielten sich Klagen vor. 

(AWSJ, 21.11.02)

China verbraucht 25% aller welt­

weit produzierten Stahlerzeugnisse 

und stellt selbst 180 Mio. Tonnen jähr­

lich her, so viel wie die USA und Ja­

pan zusammen. Weil der Bedarf et­

wa der Autoindustrie rasch wächst, 

steigen die Importe. Ausländische Un­

ternehmen wie NKK Corp und Ka­

wasaki Steel aus Japan erwägen, in 

China Stahl für die Automobilindust­

rie herzustellen. Thyssen Krupp be­

treibt in diesem Bereich ein Gemein­

schaftsunternehmen mit Anshan Steel 

& Iron, das im kommenden Sommer 

betriebsbereit sein soll. Für die welt­

weite Stahlindustrie, die durch Über­

kapazitäten von 20% geplagt wird, 

ist China ein zunehmend wichtiger 

Markt, -bö-

27 Möglicher Irak-Krieg könnte 

Schwächen in Chinas Erdöl- 

Strategie aufzeigen

Während Journalisten und Akademi­

ker über die Auswirkungen einer mög­

lichen US-Invasion im Irak spekulie­

ren, beschleunigt die Regierung den 

Aufbau einer strategischen Erdöl-Re­

serve. Unter Aufwendung von 1,57 

Mrd. US$ soll ein Lagerbestand ge­

kauft werden, der dem Bedarf Chinas 

für 25 Tage entspricht. Bislang gibt 

es keine solchen Bestände. „Der Krieg 

wird uns wenigstens 10 Mio. US$ pro 

Tag kosten und die Schwächen unserer 

Erdöl-Strategie enthüllen“, sagt Hou 

Ruoshi von der Qinghua-Universität 

in Beijing. „Wir haben keine strate­

gischen Reserven, und haben unsere 

Importquellen nicht gut diversifiziert. 

Die negativen Effekte des Krieges wer­

den auf kurze Frist schwer auszuglei­

chen sein.“

Offenbar gehen viele chinesische Be­

obachter davon aus, dass die Eskala­

tion des Konflikts zwischen dem Irak 

und den USA sehr wahrscheinlich ist. 

„Es wird einen Krieg geben. Es ist 

nur eine Frage des früher oder spä­

ter. Die USA suchen nach einer Ge­

legenheit, um ihn zu beginnen“, sagt 

etwa Gu Zhenglong, Chefkorrespon­

dent der staatlichen Nachrichtenagen­

tur Xinhua in Bagdad. Auch wenn sich 

diese Einschätzung als falsch erweisen 

sollte, wird die Volksrepublik künftig 

bestrebt sein, den Anteil von Liefe­

rungen aus dem Nahen Osten an den 

Erdöl-Importen zu verringern. Im ver­

gangenen Jahr importierte China 60,3 

Mio. Tonnen Erdöl im Wert von 11,67 

Mrd. US$. Davon stammten 56% aus 

dem Nahen Osten (siehe Tabelle 1). 

(SCMP, 14.11.02)

Den Importen steht allerdings eine 

chinesische Rohölförderung von 165 

Mio. Tonnen gegenüber. Damit gehört 

die Volksrepublik nach Saudi-Arabien, 

den USA und Russland, die jeweils 

über 350 Mio. Tonnen produzierten, 

und Mexiko (177 Mio. Tonnen) zu 

den fünf größten Produzenten welt­

weit. (NfA, 14.11.02)

Tabelle 1: Herkunft von Chinas 

Erdöl-Importen 2001

Anteil der 

Gesamt­

importe

Naher Osten 56%

- Iran 18%

- Saudi-Arabien 14,6%

- Oman 13.5%

- Jemen, Kuwait,

Katar Vereinig-

te Arabische

Emirate, Irak 10%

Afrika 22,5%

Pazifisches Asien 14,4%

Zentralasien 6,9%

Quelle: SCMP, 14.11.02.

Erdöl-Einfuhren in den ersten 

zehn Monaten um fast 10% ge­

stiegen

In den ersten zehn Monaten 2002 hat 

China 9,3% mehr Rohöl importiert 

als im Vorjahreszeitraum, davon et­

wa 50% aus dem Nahen Osten. Mit 

56,9 Mio. Tonnen überwog das Im­

portvolumen bei weitem die Expor­

te von 4,99 Mio. Tonnen, von denen 

mit 2,46 Mio. Tonnen etwa die Hälfte 

nach Japan geliefert wurde. (AWSJ, 

20.11.02) Seit die Volksrepublik im 

Jahre 1993 zu einem Nettoimporteur 

wurde, ist der einheimische Verbrauch 

pro Jahr um durchschnittlich 6% ge­

stiegen. (SCMP, 14.11.02)

Shell und CNOOC investieren

4,3 Mrd. US$ in petrochemische 

Fabrik

Vierzehn Jahre nach Beginn der Ver­

handlungen hat der holländisch-briti­

sche Ölkonzern Royal Dutch Shell zu­

sammen mit dem Staatsunternehmen 

China National Offshore Oil Corpora­

tion (CNOOC) erste Aufträge für die 

Errichtung einer petrochemischen Fa­

brik in Südchina ausgeschrieben. Bis 

Ende des Jahres sollen Verträge im 

Wert von 1 Mrd. US$ abgeschlossen 

sein. Das gesamte Investitionsvolumen 

für das Projekt in Nanhai, einer Stadt 

im Süden der Provinz Guangdong, 

liegt bei 4,3 Mrd. US$, von denen 50% 

auf den ausländischen Partner entfal­

len. Die Shell würde somit zum größ­

ten Investor im chinesischen Markt für 

Petrochemie. In Nanhai sollen Pro­

dukte wie die Erdölderivate Äthylen 

und Propylen hergestellt werden, die 
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bei der Kunststoffherstellung verwen­

det werden. Angestrebt wird eine Jah­

resproduktion von 2,3 Millionen Ton­

nen und ein Umsatz von 1,7 Mrd. US$. 

Chinas Jahresbedarf an Äthylen be­

trägt 8 Mio. Tonnen, von denen gegen­

wärtig nur 4,7 Mio. Tonnen im Lande 

produziert werden. Der gesamte inlän­

dische Ausstoß der Petrochemie von 

7 Mio. Tonnen deckt nur die Hälfte 

des inländischen Verbrauchs ab. Eini­

ge Beobachter rechnen mit jährlichen 

Wachstumsraten des Bedarfs von über 

10%.

Die Wirtschaftsplaner der Volksrepu­

blik haben darauf geachtet, die ver­

schiedenen genehmigten Joint Ven- 

tures in der Petrochemie auf un­

terschiedliche Regionen zu verteilen. 

Während das Shell-Projekt vor allem 

die Fertigungsindustrie in der Provinz 

Guangdong beliefern soll, hat etwa das 

Unternehmen British Petroleum (BP) 

ein Joint Venture mit Investitionen 

von 2,7 Mrd. US$ in der Nähe von 

Shanghai. Shell und BP setzen in ihrer 

Konzernstrategie stark auf den chine­

sischen Markt für Flüssiggas und pet­

rochemische Produkte, obwohl nicht 

klar ist, wie und in welchem Maße 

es möglich sein wird, Gewinne außer 

Landes zu bringen. Shell plant jährli­

che Investitionen von 1 Mrd. US$ bis 

2005, was 8% des gesamten Investi­

tionsbudgets der Firma entspricht. BP 

hat bereits 4 Mrd. US$ investiert und 

hält Anteile im Wert von einer wei­

teren Milliarde US$ an den mehrheit­

lich in Staatsbesitz befindlichen Un­

ternehmen PetroChina und Sinopec. 

(FT, 2.11.02) -bö-

28 DIHK erwartet robustes

Wachstum für China

Was die Erwartungen zur Wirt­

schaftsentwicklung betrifft, sind deut­

sche Unternehmervertreter optimis­

tisch. Der Deutsche Industrie- und 

Handelskammertag geht davon aus, 

dass China weiter ein robustes Wachs­

tum des Bruttoinlandsprodukts zeigen 

werde. Der deutsche Handel mit Ost- 

asien wächst kräftig und China ist 

dem Handelsvolumen nach Deutsch­

lands wichtigster Partner in der Re­

gion. In den ersten drei Quartalen des 

Jahres legten die deutschen Ausfuhren 

in die Volksrepublik um 20% zu und 

erreichten 10,56 Mrd. Euro. Für 2003 

sieht der DIHK ein Exportvolumen 

von 14 Mrd. Euro. Insgesamt lagen 

die deutschen Ostasien-Exporte mit 

einem Plus von 3% über dem gesam­

ten Exportwachstum von 0,7%. Die 

Einfuhren aus China erhöhten sich im 

Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 

5% auf 14,85 Mrd. Euro, wie das Sta­

tistische Bundesamt vermeldete. So­

mit hat sich das bilaterale Handelsde­

fizit Deutschlands weiter leicht verrin­

gert.

Lutz Werner vom Bundesministerium 

für Wirtschaft und Technologie be­

gründete das Ungleichgewicht beim 

Warentausch mit chinesischen Han­

delsbeschränkungen. „Wir erwarten, 

dass sich auch China schnell und ver­

stärkt öffnet, damit wir im Handel zu 

einem Gleichgewicht kommen“, sagte 

Werner den Nachrichten für Außen­

handel. Künftig möchte Werner den 

Mittelstand stärker ins Chinageschäft 

einbinden, denn bislang würde die 

Hälfte der deutschen Ausfuhren von 

einem halben Dutzend Großunterneh­

men getätigt. Schwerpunkte der För­

derstrategie seines Hauses seien die 

Bereiche Umwelt, Infrastruktur, Ener­

gie und Telekommunikation. (NfA, 

6.11.02; XNA, 13.10.02; www.oav.de)

Volkswagen will mit Einsteiger­

modell Marktanteile zurück­

erobern

Während BMW und DaimlerChrysler 

nach China dringen, hatte Volkswagen 

Mühe, seine starke Ausgangspositi­

on von 51% Marktanteil (Gesamtjahr 

2001) zu verteidigen. In den ersten 

neun Monaten des Jahres 2002 ging 

der Marktanteil von VW nach An­

gaben des Konkurrenzunternehmens 

Peugeot Citroen auf 43,1% zurück 

(siehe Tabelle 2). (FEER, 14.11.02; 

HB, 13.11.02)

Dennoch blickt der Autobauer mit 

Optimismus auf die Entwicklung sei­

nes Chinageschäfts. Obwohl die Zu­

wächse unter denen der Konkurrenz 

lagen, ist China für VW nunmehr 

der zweitwichtigste Absatzmarkt nach 

Deutschland, noch vor den USA. 

Vorstandsmitglied Robert Büchelho- 

fer sagte, das Unternehmen werde in 

diesem Jahr über eine halbe Million 

Autos in China verkaufen, 40% mehr 

als im Vorjahr. Um das Ziel von einer 

Million verkaufter Autos bis 2007 zu 

erreichen, plane der Autobauer jährli­

che Neuinvestitionen von 600 Mio. Eu­

ro.

Besonders gefragt waren in den ers­

ten neun Monaten des Jahres Kleinwa­

gen mit einem Preis von unter 100.000 

Yuan (etwa 12.500 US$). Ab 2003 will 

Volkswagen das in Brasilien entwickel­

te Einsteigermodell Gol am Standort 

Shanghai bauen lassen, um im dyna­

mischsten Marktsegment mit dem Fi­

at Palio und dem chinesischen Chery 

zu konkurrieren. Schon jetzt verdiene 

VW nirgendwo auf der Welt mehr als 

in China, sagte Bücheihofer. (Finan­

cial Times Deutschland, 6.12.02)

Tabelle 2: Anteile ausländischer 

Anbieter auf dem chinesischen 

PKW-Markt

Gesamt­

jahr

2001 (%)

Jan.-Sep.

2002

(%)

Volks­

wagen 51,0 43,1

Xiali 9,8 9,0

Buick 8,1 10,4

Citroen 7,4 7,7

Honda 7,1 5,8

Suzuki 6,8 7,9

sonstige 9,8 16,1

Quelle: PSA Peugeot Citroen, zitiert 

nach FEER, 14.11.02.

Siemens spricht von guten Chan­

cen FÜR WEITERE TRANSRAPID- 

STRECKE

Siemens ist zuversichtlich, den Auf­

trag zum Bau einer weiteren Trans­

rapidstrecke in China zu bekommen, 

sagte Hans Schabert, der designier­

te Vorstandschef von Siemens Trans­

portation Systems vor Journalisten. 

Auf der ersten, 32 Kilometer langen 

Strecke vom Shanghaier Stadtzent­

rum zum Flughafen in Pudong habe 

der Transrapid bereits Testgeschwin­

digkeiten von über 400 Stundenkilo­

metern erreicht. Eine Veranstaltung 

mit Bundeskanzler Gerhard Schröder 

und dem chinesischen Ministerpräsi­

denten Zhu Rongji Ende Dezember 

könne problemlos stattfinden.

Siemens spreche mit der chinesischen 

Seite bereits über weitere Strecken. 

Zwei mögliche Anschlussrouten wäre 

eine 303 Kilometer lange Verbindung 

von Shanghai nach Nanjing und ei­

http://www.oav.de
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ne 242 Kilometer lange Strecke von 

Shanghai nach Hangzhou. Der Part­

ner fordere niedrigere Kilometerprei­

se, was angesichts der längeren Strecke 

für Siemens kein Problem darstelle. 

Darüber hinaus verlange die chinesi­

sche Seite einen höheren lokalen Ferti­

gungsanteil. (FAZ, 22.11.02) -bö-

Binnenwirtschaft

29 Jiang Zemin nennt auf dem

XVI. Parteitag langfristige

Ziele für die wirtschaftliche 

Entwicklung

In seiner Grundsatzrede auf dem XVI. 

Parteitag hat der offiziell aus dem 

höchsten Parteiamt scheidende Ge­

neralsekretär Jiang Zemin die wirt­

schaftlichen Erfolge seit 1997 hervor­

gehoben und die Vervierfachung des 

Bruttoinlandsprodukts bis 2020 zum 

Maßstab erklärt. Dies diene dem Ziel 

der Errichtung einer umfassenden und 

ausgeglichenen wohlhabenden Gesell­

schaft. Industrialisierung, Urbanisie­

rung, der Ausgleich zwischen Regio­

nen und zwischen Stadt und Land 

bleiben Elemente der Entwicklungs­

strategie. Es gelte, bis 2020 ein sozia­

les Sicherungssystem zu errichten und 

die Arbeitslosigkeit zu verringern. Die 

Menschen würden in zwanzig Jahren 

mehr Familieneigentum haben und ein 

gedeihlicheres Leben führen.

Ein Abschnitt von Jiangs Rede 

war der „Wirtschaftlichen Entwicklung 

und Umstrukturierung“ gewidmet. Er 

sprach von einem neuen Weg der 

Industrialisierung durch die Nutzung 

von Informationstechnologie. Weiter 

sollten die Infrastrukturentwicklung 

gestärkt sowie Wissenschaft und Tech­

nologie gefördert werden. Risikokapi­

tal und die Entwicklung des Human­

kapitals sollten Innovationen fördern. 

Ebenso sprach Jiang von der Notwen­

digkeit, geistige Eigentumsrechte bes­

ser zu schützen und die nachhaltige 

Entwicklung zu fördern. Hierzu ge­

höre die rasche Umsetzung des Pro­

jekts, bei dem Wasser aus dem Süden 

in von Trockenheit betroffene Gebiete 

des Nordens geleitet werden soll.

Das System der Verwaltung der staat­

lichen Anteile an der Wirtschaft solle 

reformiert werden. Auf zentralstaatli­

cher, provinzieller und lokaler Ebene 

sollen State Asset Management Com­

panies eingerichtet werden, die für den 

Staat die Aufgaben eines Investors 

wahrnehmen sollten. Außerdem wer­

de der Staat Kontrollmehrheiten an 

nicht näher spezifizierten „lifeline en- 

terprises“ halten. Die Entwicklung des 

nichtöffentlichen Sektors sei zu för­

dern, bei gleichzeitiger Beibehaltung 

der beherrschenden Rolle des öffent­

lichen Sektors.

Der nationalen Verteidigung und dem 

Militäraufbau galt ebenfalls ein eige­

ner Abschnitt, in dem einmal mehr die 

zentrale Rolle von Wissenschaft und 

Technik für die Stärkung der Volksbe­

freiungsarmee genannt wurde. (BBC 

PF, 17.11.02; FBIS, 9.11.02) In der 

Tat scheint China vom vollständigen 

Import von Rüstungsgütern auf eine 

zunehmende Teilfertigung und Mon­

tage umzustellen, als Zwischenschritt 

zum Aufbau vollständig eigener Kapa­

zitäten. Dabei stützt sich die Volks­

republik auf die Lieferung von Waf­

fensystemen und Komponenten vor 

allem aus Russland, aber auch aus 

Israel. Die konventionellen U-Boote 

der Song-Klasse sollen mit deutscher 

Antriebstechnik ausgestattet werden. 

(China Brief, 21.11.02)

Elemente der Selbstkritik in der Re­

de Jiangs sahen Beobachter im Ein­

geständnis der hohen Arbeitslosigkeit 

und der Ungleichentwicklung zwischen 

Stadt und Land. Auch auf bürokrati­

sche Exzesse und Korruption kam der 

scheidende Generalsekretär zu spre­

chen. Besonders hervorgehoben wur­

de in vielen Presseberichten die er­

wartete Aufwertung privaten Unter­

nehmertums durch die Grundsatzre­

de. Auf einer Pressekonferenz am Ran­

de des Parteitags präzisierte Li Rong- 

rong, der die Kommission für Wirt­

schaft und Handel des Staatsrats lei­

tet, die Partei werde Privatunterneh­

men auf eine Ebene mit ausländi­

schen Unternehmen stellen, nicht mit 

Staatsbetrieben.

Der scheidende Generalsekretär Jiang 

führte aus, dass alle Arbeit achtens­

wert sei, die für Volk und Gesell­

schaft von Nutzen ist. Des Weiteren 

wurden auch Einkünfte aus Kapital­

besitz von Jiang als legitim bezeich­

net, was als Einladung an ausländische 

und einheimische Investoren verstan­

den wurde, sich noch stärker als bis­

her zu engagieren. (BBC PF, 12.11.02; 

FEER, 21.11.02; FT, 17.11.02; HB, 

13.11.02; NZZ, 8.11.02; ST, 10.11.02; 

XNA, 9.11.02) -bö-

30 Ausländische institutionelle

Investoren dürfen A-Aktien 

und Staatsaktien erwerben

China hat seine Wertpapiermärkte ein 

großes Stück weiter geöffnet. Das so 

genannte Programm für qualifizier­

te ausländische institutionelle Inves­

toren (Qualified Foreign Institution- 

al Investor Scheme, kurz QFII) trat 

am 1. Dezember 2002 in Kraft. Es 

erlaubt den Erwrerb von in Shang­

hai und Shenzhen gehandelten A-Ak­

tien. Dieses Marktsegment war bislang 

chinesischen Staatsbürgern Vorbehal­

ten gewesen, doch nun sollen auslän­

dische Investmentfonds, Versicherun­

gen und Wertpapierbroker dort inves­

tieren. Darüber hinaus erhalten die­

se ausländischen Finanzinstitutionen 

Zugang zu einem weiteren Marktseg­

ment, den so genannten nicht han­

delbaren Aktien. Papiere dieses Typs 

werden vom Staat gehalten (so ge­

nannte staatseigene Aktien) oder be­

finden sich im Besitz von juristischen 

Personen, zumeist Staatsunternehmen 

(so genannte C-Aktien). Auf staatsei­

gene und C-Aktien entfallen fast zwei 

Drittel der gesamten Marktkapitalisie­

rung. Die Öffnung dieses bedeutenden 

Bereichs zeigt einmal mehr, dass die 

Segmentierung des chinesischen Akti­

enmarkts in formal gleichwertige, aber 

nicht austauschbare Aktientypen un­

haltbar ist. Bereits im Februar diesen 

Jahres hatte die Regierung das ehe­

mals Ausländern vorbehaltene B-Seg­

ment des Aktienmarkts für inländi­

sche Investoren zugänglich gemacht.

Unter den neuen Vorschriften können 

ausländische Institutionen eventuell 

sogar Mehrheitsbeteiligungen an chi­

nesischen Staatsunternehmen erwer­

ben. Bislang hatten ausländische Min­

derheitseigner kaum Einfluss auf die 

Unternehmensführung. Ausländische 

Mehrheitsbeteiligungen könnten den 

Druck für eine Verbesserung der Un­

ternehmensführung erhöhen und das 

Niveau der „corporate governance“ he­

ben, wie vielleicht auch die chinesi­

sche Regierung hofft. Zumindest wür­

de die erfolgreiche Veräußerung von




